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18² Verordnung 
zur Sicherſtellung des Verſicherungsſchutzes für landwirtſchaftliche Grundſtücke. 
Vom 3. Juli 1935. 
Auf Grund des $ 1 Ziff. 68, 69 und des 8 2 des Geſetzes zur Behebung der Not von Volk und 
Staat vom 24. Juni 1933 (G. Bl. S. 273) wird mit Geſetzeskraft folgendes verordnet: 


8 1 

Für Verſicherungsprämien, die von dem Eigentümer, Eigenbeſitzer, Nutznießer oder Pächter 
landwirtſchaftlicher Grundſtücke aus Verſicherungsverträgen für Gebäude und Inhalt einſchließlich des 
Hausmobiliars gegen Feuerſchaden und gegen Haaelihaden geſchuldet werden und die in der Zeit vom 
1. Januar 1935 bis 31. Auguſt 1935 fällig geworden find oder “ällig werden, haben die Verſicherer 
ein geſetzliches Pfandrecht an den im Erntejahr 1935 anfallenden Früchten der zum Betriebe ge⸗ 
hörigen Grundſtücke, auch wenn die Früchte noch nicht von dem Grundſtück getrennt worden ſind. Das 
Pfandrecht erſtreckt ſich nicht auf die der Pfändung nicht unterworfenen Früchte. Es entſteht nur, wenn 
die fällig gewordene Prämie dem Verſicherungsnehmer unter Aufrechterhaltung des Verſicherungs⸗ 
ſchutzes mindeſtens bis zum 1. Oktober 1935 geſtundet iſt. 


8 2 
Auf das Pfandrecht finden im übrigen die Vorſchriften der SS 2 bis 7 der Verordnung zur Siche⸗ 
rung der Frühjahrsdüngung und Saatgutverſorgung für das Wirtſchaftsjahr 1935 vom 14. März 
1935 (G. Bl. S. 421) Anwendung. 
83 
Die Verordnung tritt mit ihrer Verkündung in Kraft. 
Danzig, den 3. Juli 1935. 
Der Senat der Freien Stadt Danzig 
Greiſer Rettelsky 


183 Verordnung 


betreffend Abänderung der Rechtsverordnung zur Verhütung erbkranlen Nachwuchſes 
vom 24. November 1933 (G. Bl. S. 581). 
Vom 9. Juli 1935. 

Auf Grund des $ 1 Ziff. 49 und des $ 2 des Geſetzes zur Behebung der Not von Volk und 

Staat vom 24. Juni 1933 (G. Bl. S. 273) wird folgendes mit Geſetzeskraft beſtimmt: 
8 1 

Die Rechtsverordnung zur Verhütung erbkranken Nachwuchſes vom 24. November 1933 (G. Bl. 

S. 581) wird wie folgt geändert: 


(Achter Tag nach Ablauf des Ausgabetages: 25. 7. 1935.) 
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J. $ 8 Satz 5 erhält folgende Faſſung: 
„Der Beſchluß iſt den nach § 9 Beſchwerdeberechtigten zuzuſtellen.“ 
II. $ 9 erhält folgende Faſſung: 

Abſ. 1: „Gegen den Beſchluß können Beſchwerde einlegen: 

1. der Unfruchtbarzumachende, 

2. ſein geſetzlicher Vertreter oder der ihm beſtellte Pfleger, 

3. der Antragſteller, 

4. der beamtete Arzt.“ 

Abſ. 2: „Die Beſchwerde iſt binnen einer Notfriſt von einem Monat nach der Zuſtellung ſchrift— 
lich oder zur Niederſchrift der Geſchäftsſtelle des Erbgeſundheitsgerichts einzulegen; ſie hat 
aufſchiebende Wirkung.“ 

Abſ. 3: „über die Beſchwerde entſcheidet das Erbgeſundheitsobergericht. Gegen die Verſäumung 
der Beſchwerdefriſt iſt Wiedereinſetzung in den vorigen Stand in entſprechender Anwendung 
der Vorſchriften der Z. P. O. zuläſſig.“ f 

Abi. 4: „Auf die Beſchwerde kann verzichtet werden. Der Verzicht iſt ſchriftlich oder zur Nieder- 
ſchrift des Gerichts oder der Geſchäftsſtelle zu erklären.“ 

III. $ 10 Abſ. 1 erhält folgende Faſſung: 

„Das Erbgeſundheitsobergericht wird dem Obergericht angegliedert. Es beſteht aus einem 
Mitglied des Obergerichts als Vorſitzenden, einem beamteten Arzt und einem weiteren Arzt, der 
mit Erbgeſundheitslehre beſonders vertraut und im Beſitz einer für das Gebiet der Freien Stadt 
Danzig anerkannten Approbation iſt. Für jedes Mitglied it ein Vertreter zu beſtellen. $ 6 
Abi 2 gilt entſprechend.“ 

8 2 
Dieſe Verordnung tritt mit der Verkündung in Kraft. 
Danzig, den 9. Juli 1935. 
Der Senat der Freien Stadt Danzig 


Greiſer Dr. Kluck 


18⁴ Zweite Verordnung 
zur Ausführung der Rechtsverordnung zur Verhütung erbkranken Nachwuchſes 
vom 24. November 1933 (G. Bl. S. 581). 
f Vom 9. Juli 1935. 

Auf Grund des $ 17 der Rechtsverordnung zur Verhütung erbkranken Nachwuchſes vom 24. No- 

vember 1933 (G. Bl. S. 581) wird hiermit verordnet: 
Artikel I 
(Zu SS 3 bis 7 der Rechtsverordnung) 

(1) Zur Vorbereitung des Antrags auf Unfruchtbarmachung kann der Amtsarzt den Unfrucht⸗ 
barzumachenden zur ärztlichen Unterſuchung vorladen und nötigenfalls polizeiliche Hilfe in Anſpruch 
nehmen. Kranken-, Heil- und Pflegeanſtalten ſowie die nach Art. III Abſ. 4 der Verordnung zur 
Ausführung der Rechtsverordnung zur Verhütung erbkranken Nachwuchſes vom 9. März 1934 (G. Bl. 
S. 127) anzeigepflichtigen Perſonen haben dem Amtsarzt auf Verlangen Auskunft zu erteilen. 

(2) Ordnet der Amtsarzt oder das Gericht das perſönliche Erſcheinen des Unfruchtbarzumachenden 
an, ſo werden dieſem, wenn er zur Beſtreitung der Koſten der Terminswahrnehmung nachweislich nicht 
in der Lage iſt, die notwendigen Reiſekoſten aus der Staatskaſſe gezahlt. Dieſe bemeſſen ſich nach den 
für Zeugen geltenden Vorſchriften der Gebührenordnung für Zeugen und Sachverſtändige. 


Artikel II 
(Zu SS 6, 10 der Rechtsverordnung) 

(1) Auf die Beeidigung der nichtbeamteten Beiſitzer des Erbgeſundheitsgerichtes und Erbgeſund⸗ 
heitsobergerichtes findet $ 51 des Gerichtsverfaſſungsgeſetzes ſinngemäß Anwendung mit der Maßgabe, 
daß die Beeidigung für die Dauer der Amtszeit gilt. 

(2) Soweit die ärztlichen Mitglieder des Erbgeſundheitsgerichts und des Erbgeſundheitsober⸗ 
gerichts nicht bei den Gemeinden (Gemeindeverbänden) oder Körperſchaften des öffentlichen Rechts 
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in einem feſten Beſoldungsverhältnis ſtehen, erhalten fie neben den Reiſekoſten für den ihnen aus der 
Wahrnehmung des Beiſitzeramts erwachſenden Verdienſtausfall eine Entſchädigung in Höhe von vier 
Gulden für jede angefangene Stunde der Sitzungsdauer und der Vorbereitung auf die Sitzung; die 
Vergütung für die Vorbereitung darf die für die Sitzung zu gewährende Vergütung nicht überſteigen. 


Artikel III 
(Zu $ 1 der Rechtsverordnung) 

Die Vorſchriften im Artikel I Abſ. 2 und im Artikel VI Abſ. 3 der Verordnung zur Aus⸗ 
führung der Rechtsverordnung zur Verhütung erbkranken Nachwuchſes vom 9. März 1934 (G. Bl. 
S. 127) gelten auch für die an ſchwerem Alkoholismus leidenden Perſonen (§ 1 Abſ. 3 der Rechtsver⸗ 
ordnung). 

Artikel IV 
(Zu $ 1 der Rechtsverordnung) 


Artikel I Abſ. 2 Satz 3 der Verordnung zur Ausführung der Rechtsverordnung zur Verhütung 
erbkranken Nachwuchſes vom 9. März 1934 (G. Bl. S. 127) erhält folgende Faſſung: 
„Ein fortpflanzungsfähiger Erbkranker, der in einer geſchloſſenen Anſtalt verwahrt wird, darf 
nicht entlaſſen oder beurlaubt werden, bevor die Unfruchtbarmachung durchgeführt oder der 
Antrag endgültig abgelehnt worden iſt; dies gilt nicht, wenn der für die Anſtalt zuſtändige 
Amtsarzt aus beſonderen Gründen der Entlaſſung oder Beurlaubung ausnahmsweiſe zu⸗ 
ſtimmt.“ 
Artikel V 


(1) Einem Unfruchtbarzumachenden, der wegen krankhaften Geiſteszuſtandes ſeine Belange nicht 
ſelbſt wahrnehmen kann, iſt von dem Erbgeſundheitsgericht für dieſes Verfahren ein Pfleger zu be⸗ 
ſtellen. Der Pfleger hat die Stellung eines geſetzlichen Vertreters. Der Unfruchtbarzumachende ſteht 
einer wegen Geiſtesſchwäche entmündigten Perſon gleich. Der Pfleger bedarf zur Stellung des 
Antrags auf Unfruchtbarmachung nicht der Genehmigung des Vormundſchaftsgerichts. 

(2) Ein Pfleger ſoll nicht beſtellt werden, wenn der Unfruchtbarzumachende unter elterlicher Ge⸗ 
walt oder unter Vormundſchaft ſteht, oder einen Pfleger für ſeine Perſon erhalten hat. 

(3) In dem dem Antrag auf Unfruchtbarmachung beizufügenden ärztlichen Gutachten iſt auch zu 
der Frage Stellung zu nehmen, ob die Beſtellung eines Pflegers nach Abſ. 1 erforderlich iſt. 

(4) Die Pflegſchaft endigt, falls das Gericht ſie nicht früher aufhebt, mit der Durchführung 
der Unfruchtbarmachung oder der endgültigen Ablehnung des Antrages. 

(5) Der Pfleger erhält Erſatz ſeiner notwendigen baren Auslagen aus der Staatskaſſe. 


Artikel VI 
Bevollmächtigten und Beiſtänden kann das Auftreten vor den Erbgeſundheitsgerichten und Erb⸗ 
geſundheitsobergerichten aus wichtigen Gründen unterſagt werden; der Beſchluß iſt unanfechtbar. 


Artikel VII 


(1) Falls der Beſchluß des Erbgeſundheitsgerichts oder Erbgeſundheitsobergerichts dem Unfrucht⸗ 
barzumachenden perſönlich zuzuſtellen iſt, kann nach dem Ermeſſen des Gerichts von einer Mitteilung 
der Gründe abgeſehen werden. Auf Verlangen iſt dem Unfruchtbarzumachenden eine Ausfertigung des 
vollſtändigen Beſchluſſes koſtenlos zu erteilen. Die Zuſtellung des abgekürzten Beſchluſſes ſteht in den 
Wirkungen der Zuſtellungen eines vollſtändigen Beſchluſſes gleich. 

(2) Die Beſchwerde gegen den Beſchluß des Erbgeſundheitsgerichts kann auch bei dem Erbge- 
ſundheitsobergericht ſchriftlich oder zur Niederſchrift der Geſchäftsſtelle dieſes Gerichts eingelegt werden. 


Artikel VIII 


Artikel VI Abſ 3 der Verordnung zur Ausführung der Rechtsverordnung zur Verhütung erb- 
kranken Nachwuchſes vom 9. März 1934 (G. Bl. S. 127) erhält folgende Faſſung: 

„Iſt der Eingriff nach Urteil des ausführenden Arztes wegen beſonderer Umſtände mit 
Lebensgefahr für den Erbkranken verbunden oder aus einem anderen wichtigen geſundheitlichen 
Grunde nicht alsbald durchführbar, ſo kann der zuſtändige Amtsarzt auf Antrag des Arztes, 
der den Eingriff ausführen ſoll, anordnen, daß die Vornahme des Eingriffs einſtweilen unter⸗ 
bleibt. Die Ausſetzung erfolgt auf beſtimmte Zeit; wiederholte Ausſetzung iſt zuläſſig. Die 
Ausſetzung iſt dem Erbgeſundheitsgericht anzuzeigen.“ 


— 


BEN 
Ba er VOL 


Mei re ix re en ea nal x 
(1) Der die Unfruchtbarmachung ausführende Arzt hat auch dem Erbgeſundheitsgericht einen 
ſchriftlichen Bericht über die Unfruchtbarmachung und das hierbei angewandte Verfahren ſpäteſtens zwei 
Wochen nach Vornahme des Eingriffs einzureichen. 

(2) Iſt die Heilung zur Zeit der Berichterſtattung noch nicht abgeſchloſſen, fo it dies in dem 
Bericht zu vermerken und erneut zu berichten, ſobald die Heilung erfolgt iſt. 


Artikel X 


Als Koſten des ärztlichen Eingriffs gelten: 

1. Die Koſten der Reiſe des Unfruchtbarzumachenden und ſeiner etwa notwendigen Begleitung 
in die Anſtalt, in welcher der ärztliche Eingriff ausgeführt werden ſoll, 

2. Die Koſten ſeines Aufenthalts in der Anſtalt, ſolange dieſer zur Ausführung des ärztlichen 
Eingriffs notwendig iſt, 

3. Die Koſten des ärztlichen Eingriffs ſelbſt, 

4. Die Koſten einer während eines halben Jahres nach dem Eingriff etwa erforderlichen Nach⸗ 
behandlung, 

5. Die Koſten, die aus einer Verwahrung des Erbkranken in einer geſchloſſenen Anſtalt auf 
Grund des Artikels I Abſ. 2 Satz 3 der Verordnung zur Durchführung der Rechtsver⸗ 
ordnung zur Verhütung erbkranken Nachwuchſes entſtehen, ſolange der Erbkranke lediglich 
zur Verhütung der Fortpflanzung und nicht aus anderen Gründen in der Anſtalt verwahrt 
worden iſt. 


Artikel XI 
5 Als geſchloſſene, im Gebiet der Freien Stadt Danzig liegende, Anſtalten im Sinne der Rechts⸗ 
verordnung und der Ausführungsverordnungen gelten: 
1. Die pſfychiatriſche Abteilung des Städt. Krankenhauſes, 
2. Die Fürſorgeanſtalt Silberhammer, 
3. Das Ferberhaus in Guteherberge. 
Artikel XII 
Die Verordnung tritt mit der Verkündung in Kraft. 
Danzig, den 9. Juli 1935. 


Der Senat der Freien Stadt Danzig 
Greiſer Dr. Kluck 


185 Verordnung 
zur Anderung des Forſtdiebſtahlgeſetzes. 
Vom 5. Juli 1935. 

Auf Grund des $ 1 Ziffer 28 und des 8 2 des Geſetzes zur Behebung der Not von Volk und 

Staat vom 24. Juni 1933 (G. Bl. S. 273) wird folgendes mit Geſetzeskraft verordnet: 
Artikel ! 

§ 13 Abſ. 1 des Forſtdiebſtahlgeſetzes in der Faſſung der Bekanntmachung vom 10. September 
1929 (G. Bl. S. 127) erhält folgende Faſſung: 

„(i) An die Stelle einer Geldſtrafe, die wegen Unvermögens des Verurteilten und des für 
haftbar Erklärten nicht beigetrieben werden kann, tritt Haftſtrafe oder, wenn neben der Geldſtrafe 
gemäß 88 6 oder 8 auf Gefängnis erkannt worden iſt, Gefängnisſtrafe.“ 

Artikel II 
Dieſe Verordnung tritt mit der Verkündung in Kraft. 
Danzig, den 5. Juli 1935. 
Der Senat der Freien Stadt Danzig 
Huth Dr Wiercinski-Keiſer 
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Schriftleitung: Geſchäftsſtelle des Geſetzblattes und Staatsanzeigers. — Druck von A. Schroth in Danzig. a 
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